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BFH – Anhängige Verfahren 
 

 
 

 
 
 

 

AO § 110 Abs 1: 
Wiedereinsetzung, Frist, Weiterleitung  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 2/22  
Besteht für die unzuständige Behörde in dem Zeitpunkt, in dem erkannt wird, dass ein 
fristgebundener Schriftsatz irrtümlich dort eingereicht wurde, die Pflicht, unter Einsatz 
zeitgemäßer Kommunikationsmittel dafür Sorge zu tragen, dass eine möglicherweise 
noch laufende Frist eingehalten werden kann? Ist die Weiterleitung eines erkennbar frist-
gebundenen Schriftsatzes ohne schuldhaftes Zögern erfolgt, wenn dieser in den Postaus-
gang bei der unzuständigen Behörde gegeben wird? 

 
 
 

 

AO § 126: 
Kindergeld, Zuständigkeit, Einspruchsentscheidung, Heilung, Stundung  

Bundesfinanzhof Az: III R 4/22  
1. Kann die zuvor rechtswidrige Entscheidung einer sachlich unzuständigen Ausgangsbe-
hörde durch eine spätere Einspruchsentscheidung, die von einer sachlich und örtlich zu-
ständigen Behörde erlassen wurde, geheilt werden? Ist die Sach- und Rechtslage im Zeit-
punkt der Einspruchsentscheidung für die gerichtliche Überprüfung entscheidend? Über-
lagert und ersetzt der Verwaltungsakt "Einspruchsentscheidung" den rechtswidrigen, aber 
nicht nichtigen Ausgangsbescheid? Handelt es sich in § 126 Abs. 1 AO um eine abschlie-
ßende Aufzählung? Lässt eine Heilung nach § 126 AO für eine Analogie im Hinblick auf 
§ 127 AO mangels Regelungslücke keinen Raum?2. Ergibt sich aus dem Grundsatz der 
Gesamtaufrollung des § 367 Abs. 2 AO eine Heilungsmöglichkeit von Fehlern der sachli-
chen Zuständigkeit?3. Ist eine Stundungsunwürdigkeit bei einer selbst herbeigeführten 
Überzahlung von Kindergeld anzunehmen? 
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AO § 126: 
Kindergeld, Zuständigkeit, Einspruchsentscheidung, Heilung, Erlass, Mitwirkungs-
pflicht  

Bundesfinanzhof Az: III R 2/22  
1. Kann die zuvor rechtswidrige Entscheidung einer sachlich unzuständigen Ausgangsbe-
hörde durch eine spätere Einspruchsentscheidung, die von einer sachlich und örtlich zu-
ständigen Behörde erlassen wurde, geheilt werden? Ist die Sach- und Rechtslage im Zeit-
punkt der Einspruchsentscheidung für die gerichtliche Überprüfung entscheidend? Über-
lagert und ersetzt der Verwaltungsakt "Einspruchsentscheidung" den rechtswidrigen, aber 
nicht nichtigen Ausgangsbescheid? Handelt es sich in § 126 Abs. 1 AO um eine abschlie-
ßende Aufzählung? Lässt eine Heilung nach § 126 AO für eine Analogie im Hinblick auf 
§ 127 AO mangels Regelungslücke keinen Raum?2. Scheidet ein Erlass aus sachlichen 
Billigkeitsgründen aufgrund der Verletzung von Mitwirkungspflichten in Form einer un-
terlassenen Mitteilung, dass das Pflegekind den Haushalt verlassen hat, aus? 

 
 
 

 

AO § 126: 
Kindergeld, Zuständigkeit, Einspruchsentscheidung, Heilung, Erlass, Mitwirkungs-
pflicht  

Bundesfinanzhof Az: III R 6/22  
1. Kann die zuvor rechtswidrige Entscheidung einer sachlich unzuständigen Ausgangsbe-
hörde durch eine spätere Einspruchsentscheidung, die von einer sachlich und örtlich zu-
ständigen Behörde erlassen wurde, geheilt werden? Ist die Sach- und Rechtslage im Zeit-
punkt der Einspruchsentscheidung für die gerichtliche Überprüfung entscheidend? Über-
lagert und ersetzt der Verwaltungsakt "Einspruchsentscheidung" den rechtswidrigen, aber 
nicht nichtigen Ausgangsbescheid? Handelt es sich in § 126 Abs. 1 AO um eine abschlie-
ßende Aufzählung? Lässt eine Heilung nach § 126 AO für eine Analogie im Hinblick auf 
§ 127 AO mangels Regelungslücke keinen Raum?2. Ergibt sich aus dem Grundsatz der 
Gesamtaufrollung des § 367 Abs. 2 AO eine Heilungsmöglichkeit von Fehlern der sachli-
chen Zuständigkeit?3. Scheidet ein Erlass aus sachlichen Billigkeitsgründen aufgrund der 
Verletzung von Mitwirkungspflichten in Form einer unterlassenen Mitteilung, dass das 
Pflegekind den Haushalt verlassen hat, aus? 

 
 
 

 

AO § 195 S 2: 
Auftragsprüfung, Prüfungsanordnung, Ermessen, Steuerberater, Begründung  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 18/21  
Erfordert die Beauftragung eines anderen Finanzamts mit der Außenprüfung neben der 
Begründung, weshalb die Prüfung nicht durch das originär zuständige Finanzamt durch-
geführt werden soll, auch Ermessenserwägungen dazu, warum gerade das ausgewählte Fi-
nanzamt beauftragt wird? Kann für Auftragsprüfungen eine -nach gelebter Praxis- feste 
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Zuständigkeitsvereinbarung in Form der Beauftragung eines bestimmten benachbarten Fi-
nanzamts für bestimmte Fallgruppen (hier: Steuerberater) ohne individuelle Interessenab-
wägung ermessensgerecht sein, oder bedarf es in jedem Einzelfall einer solchen Abwä-
gung samt expliziter Begründung? 

 
 
 

 

AStG § 20 Abs 2: 
Doppelbesteuerung, Außensteuerrecht, Atypisch stille Beteiligung, Betriebsstätte, 
Steuerfreistellung, Anrechnungsmethode, Niederlassungsfreiheit, Kapitalverkehrs-
freiheit  

Bundesfinanzhof Az: I R 34/21  
1. Sind Zinseinkünfte, die eine inländische Kapitalgesellschaft als Gewinnanteil aus einer 
atypisch stillen Beteiligung mit Betriebsstätte in Luxemburg an ihrer in Luxemburg an-
sässigen Tochterkapitalgesellschaft erhält, nach § 20 Abs. 2 AStG in Deutschland nicht 
von der Besteuerung freizustellen (Vorrang des § 20 Abs. 2 AStG vor DBA LUX), son-
dern gilt stattdessen die Anrechnungsmethode?2. Verletzt § 20 Abs. 2 AStG in der in den 
Jahren 2007 und 2008 geltenden Fassung die unionsrechtliche Niederlassungs- oder Kapi-
talverkehrsfreiheit? 

 
 
 

 

DSGVO § 17: 
Datenschutz, Schweiz  

Bundesfinanzhof Az: II R 46/21  
Rechtfertigt der Zweck einer gleichmäßigen und gerechten Steuererhebung den generel-
len Informationsaustausch über die Vermögensstände von Inländern auf in der Schweiz 
geführten Konten? 

 
 
 

 

EStG § 10 Abs 1 Nr 5: 
Kinderfreibetrag, Kinderbetreuungskosten, Entlastungsbetrag, Alleinerziehende, Ge-
trenntleben  

Bundesfinanzhof Az: III R 1/22  
1. Ist bei einem paritätischen Wechselmodell eine Verrechnung des hälftigen Kindergeld-
anspruchs mit den Kinderbetreuungskosten durch einseitige Erklärung und ohne aus-
drückliche Zustimmung des anderen Elternteils zulässig?2. Steht im Falle einer fehlenden 
Bestimmung der Eltern, die das paritätische Wechselmodell praktizieren, der Entlastungs-
betrag für Alleinerziehende demjenigen zu, welcher das Kindergeld bezieht? Besteht bei 
§ 24b EStG eine Regelungslücke?3. Kann dem nicht das Kindergeld beziehende Elternteil 
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bei einem paritätischen Wechselmodell in der Günstigerprüfung die Zahlung von Kinder-
geld angerechnet werden? Ist die Regelung des § 31 Satz 4 Halbsatz 2 EStG durch die 
Anerkennung dieses Modells überholt? 

 
 
 

 

EStG § 11: 
Zufluss, Arbeitslohn, Zeitwert, Gutschrift, Auszahlung, Verfügungsmacht, Garantie  

Bundesfinanzhof Az: VI R 28/21  
Fließt Arbeitslohn, der auf einem Zeitwertkonto gutgeschrieben wird, um ihn später in der 
ruhestandsnahen Freistellungsphase auszuzahlen, beim Fehlen einer Zeitwertkontenga-
rantie nicht erst mit der Auszahlung des Arbeitslohns, sondern bereits mit dessen Gut-
schrift auf dem Zeitwertkonto zu (vgl. BMF-Schreiben vom 17.06.2009 - IV C 5-S 
2332/07/0004, 2009/0406609, BStBl I 2009, 1286)? 

 
 
 

 

EStG § 15 Abs 3 Nr 1: 
Abfärbetheorie, Freiberufler, Personengesellschaft, Beteiligungseinkünfte, Gewerbe-
betrieb  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 1/22  
Führen geringfügige gewerbliche Beteiligungseinkünfte einer Freiberufler-Personenge-
sellschaft dazu, dass die Gesellschaft insgesamt Einkünfte aus Gewerbebetrieb erzielt und 
auch der Gewerbesteuer unterliegt? 

 
 
 

 

EStG § 15a Abs 4: 
Verrechenbarer Verlust, Veräußerungserlös, Anschaffungskosten  

Bundesfinanzhof Az: IX R 4/22  
Kann ein Gesellschafter einen im Zeitpunkt der formwechselnden Umwandlung einer KG 
hin zu einer GmbH für ihn bestehenden verrechenbaren Verlust nach § 15a EStG bei der 
Jahre später erfolgten Veräußerung seiner GmbH-Anteile vom dortigen Veräußerungser-
lös zum Abzug bringen? 
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EStG § 20 Abs 1 Nr 7: 
Darlehensvertrag, Widerruf, Zinsen, Rückabwicklung, Entschädigung  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 3/22  
Handelt es sich bei als Nutzungsersatz bezeichneten Zahlungen einer Bank aufgrund ei-
nes Vergleichs zur Abgeltung der gegenseitigen Ansprüche aus dem Widerruf von Darle-
hensverträgen um steuerpflichtige Kapitalerträge? 

 
 
 

 

EStG § 23 Abs 1 S 1 Nr 2 S 1: 
Bitcoin, Ethereum, Monero, Kryptowährung, Wirtschaftsgut, Vollzugsdefizit, Privates 
Veräußerungsgeschäft  

Bundesfinanzhof Az: IX R 3/22  
Fällt eine Kryptowährung begrifflich unter das Tatbestandsmerkmal eines anderen Wirt-
schaftsguts i.S. von § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 EStG und damit in den Anwendungs-
bereich der Einkünfte aus privaten Veräußerungsgeschäften? 
Liegt bezüglich der Aufdeckung von Transaktionen mit Kryptowährungen ein Vollzugs-
defizit vor? 
Der vorliegende Streitfall hat die Kryptowerte Bitcoin, Ethereum und Monero zum Ge-
genstand. 

 
 
 

 

EStG § 3 Nr 28: 
Aufstockungsbetrag, Altersteilzeit, Altersteilzeitgesetz, Steuerfreiheit, Progressions-
vorbehalt  

Bundesfinanzhof Az: VI R 4/22  
Schließt die Auszahlung des Aufstockungsbetrages nach dem Altersteilzeitgesetz erst 
nach Eintritt des Steuerpflichtigen in den Ruhestand die Steuerbefreiung des § 3 Nr. 28 
EStG aus? 
(Im Streitfall handelt es sich um eine Konzernvereinbarung, nach der teilnehmende Ar-
beitnehmer an der Entwicklung des Aktienkurses der X AG in einem mehrere Jahre um-
fassenden Zeitraum in Form einer Einmalzahlung profitieren sollten. Erst zum Ende des 
Zeitraums erfolgte die Ermittlung des Auszahlungsbetrages einschließlich des Aufsto-
ckungsbetrages nach dem Altersteilzeitgesetz, die den Arbeitnehmern anschließend zu-
floss. Die Altersteilzeit des Klägers endete ca. nach der Hälfte des Zeitraums.) 
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EStG § 33: 
Außergewöhnliche Belastung, Krankheitskosten, In-vitro-Fertilisation, Aufteilung, 
Wirtschaftliche Belastung, Partnerschaft  

Bundesfinanzhof Az: VI R 2/22  
Sind Aufwendungen für eine homologe künstliche Befruchtung durch In-vitro-Fertilisa-
tion einer in einer Partnerschaft lebenden empfängnisfähigen Frau, bei deren männlichem 
Partner krankheitsbedingte chromosomale Zeugungsrisiken bestehen, als außergewöhnli-
che Belastungen i.S. von § 33 EStG zu berücksichtigen? Wenn ja, auch die vom Partner 
(im Rahmen des abgekürzten Zahlungsweges?) gezahlten Aufwendungen? 

 
 
 

 

EStG § 33: 
Außergewöhnliche Belastung, Leihmutterschaft, Gleichbehandlung, Krankheitskos-
ten, Strafe, Verfassungsmäßigkeit  

Bundesfinanzhof Az: VI R 29/21  
Sind die -in einer Ehegemeinschaft lebenden Männern entstandenen- Kosten einer nach 
innerstaatlichem Recht (ESchG) verbotenen, im Ausland aber in zulässiger Weise durch-
geführten Kinderwunschbehandlung (hier: Leihmutterschaft) als außergewöhnliche Be-
lastung gemäß § 33 EStG berücksichtigungsfähig? Verfassungsmäßigkeit des § 1 Abs. 1 
Nr. 7 ESchG? 

 
 
 

 

EStG § 35a: 
Steuerermäßigung, Handwerkerleistung, Verpflichtung, Eigentum  

Bundesfinanzhof Az: VI R 23/21  
Fordert § 35a EStG für den Abzug von Handwerkerleistungen, dass die Leistungen zu-
gunsten eines Wirtschaftsguts erbracht werden, das im (wirtschaftlichen) Eigentum des 
Steuerpflichtigen steht oder an dem der Steuerpflichtige ein (obligatorisches) Nutzungs-
recht hat (hier: durch Steuerpflichtigen beauftragte und gezahlte Dachsanierung für eige-
nen im Obergeschoss des Hauses seiner Mutter geführten Haushalt)? Ist eine Verpflich-
tung zur Tätigung der Aufwendungen Voraussetzung für die Steuerermäßigung nach § 
35a Abs. 3 EStG? 

 
 
 

 

EStG § 3b: 
Steuerfreiheit, Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit, Berechnungsmethode  

Bundesfinanzhof Az: VI R 1/22  
Ist Maßstab für die Berechnung der in § 3b Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 EStG genannten prozentu-
alen Höchstgrenzen bei Bereitschaftsdienst an Sonn- und Feiertagen oder zur Nachtzeit 
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das für den bei Anwesenheit am Arbeitsplatz geleisteten Bereitschaftsdienst gezahlte Ent-
gelt oder der sonst maßgebende Grundlohn? 

 
 
 

 

EStG § 64 Abs 2: 
Kindergeld, Rückforderung, Anzeige, Nachträgliches Bekanntwerden  

Bundesfinanzhof Az: III R 31/21  
1. Gegenüber welcher Behörde kann die Anzeige der Änderung der Berechtigtenbestim-
mung bei Kindergeld wirksam angezeigt werden? Hat die Anzeige zwingend gegenüber 
der bisher Kindergeld gewährenden Stelle zu erfolgen oder kann dies auch gegenüber ei-
ner anderen für die Gewährung von Kindergeld zuständigen Stelle geschehen?2. Sind den 
Familienkassen durch die Überschneidungsmitteilung des "(Steuer-)IDNr.-Kontrollver-
fahrens" Tatsachen nachträglich bekannt geworden, sodass eine doppelte Kindergeldzah-
lung zuvor nicht bekannt gewesen sein kann? 

 
 
 

 

EStG § 9 Abs 4: 
Erste Tätigkeitsstätte, Zuordnung, Bauleiter, Verpflegungsmehraufwand, Geldwerter 
Vorteil, Nachweis  

Bundesfinanzhof Az: VI R 27/21  
Welche Anforderungen sind an eine erste Tätigkeitsstätte i.S. des § 9 Abs. 4 Sätze 1 bis 3 
EStG zu stellen (hier: Bauleiter; insbesondere Zuordnungsentscheidung mit der Ver-
pflichtung zur Wahrnehmung von mindestens einmal wöchentlichen Besprechungstermi-
nen am Sitz des Arbeitgebers)? 

 
 
 

 

FGO § 74: 
Aussetzung des Verfahrens, Aufwandsentschädigung, Grundlagenbescheid, Ehren-
amtliche Tätigkeit, Folgebescheid  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 19/21  
Der Kläger begehrt die Steuerbefreiung von Einnahmen aus einer Aufwandsentschädi-
gung für eine ehrenamtliche Tätigkeit, worüber das FA nach der Entscheidung des BFH 
im ersten Rechtszug nicht im Rahmen der hier angefochtenen Einkommensteuerfestset-
zung, sondern im Rahmen einer gesonderten und einheitlichen Feststellung zu entschei-
den hat.1. Ist die Anwendung von § 155 Abs. 2 AO ausgeschlossen, wenn bereits ein 
Grundlagenbescheid vorliegt?2. Kann eine Aussetzung des den Folgebescheid betreffen-
den Klageverfahrens nach § 74 FGO unter Hinweis darauf, dass das beklagte Finanzamt 
mittlerweile nicht mehr bereit sei eine Abänderung der Bescheide vorzunehmen, abge-
lehnt werden? 



 

b.b.h. Fortbildungswerk Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 8 - 
 
 

 
 
 

 

GewStG § 10a: 
Gewerbeverlust, Unternehmeridentität, Unternehmensidentität, Betriebsstätte, Ein-
bringung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 26/21  
Geht der bei einer ausländischen Kapitalgesellschaft festgestellte vortragsfähige Gewer-
beverlust mit Einbringung des Geschäftsbetriebs ihrer einzigen inländischen Betriebs-
stätte in eine Personengesellschaft, an deren Vermögen die einbringende Kapitalgesell-
schaft zu 100 % beteiligt ist, auf die aufnehmende Personengesellschaft über, oder bleibt 
er bestehen und steht (nur) für eine Verrechnung mit zukünftigen inländischen Gewinnen 
der Kapitalgesellschaft zur Verfügung? 

 
 
 

 

GewStG § 10a: 
Gewerbeverlust, Veräußerung, Betrieb, Anwachsung  

Bundesfinanzhof Az: III R 30/21  
Gilt im Falle der Anwachsung eines gewerblichen Unternehmens einer Personengesell-
schaft auf eine Körperschaft das Kriterium der Unternehmensidentität für die Fortführung 
eines gewerbesteuerrechtlichen Verlustvortrags und muss die Unternehmensidentität le-
diglich im Zeitpunkt der Anwachsung gegeben sein oder ist es erforderlich, dass das über-
gehende Unternehmen nach dem Zeitpunkt der Anwachsung bis zur vollständigen Ver-
rechnung der Fehlbeträge unverändert bestehen bleibt und fortgeführt wird? 

 
 
 

 

GewStG § 10a: 
Kapitalgesellschaft, Gewerbeverlust, Atypisch stille Gesellschaft, Einbringung, Un-
ternehmeridentität, Unternehmensidentität  

Bundesfinanzhof Az: IV R 25/21  
Geht der für eine Kapitalgesellschaft festgestellte vortragsfähige Gewerbeverlust auf die 
durch Begründung atypisch stiller Beteiligungen zweier natürlicher Personen --der allei-
nigen Anteilseigner der Kapitalgesellschaft-- am Geschäftsbetrieb der Kapitalgesellschaft 
entstandene Mitunternehmerschaft (atypisch stille Gesellschaft) über? 
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GewStG § 8 Nr 1 Buchst d: 
Gewerbesteuermessbetrag, Sponsoring, Nutzungsrecht, Hinzurechnung  

Bundesfinanzhof Az: III R 5/22  
1. Stellt ein Sponsoringvertrag typischerweise seinem wesentlichen Gehalt nach ein Miet- 
oder Pachtverhältnis im Sinne des bürgerlichen Rechts dar, welches für eine Hinzurech-
nung nach § 8 Nummer 1 Buchst. d GewStG erforderlich ist? Enthält er wesentliche miet-
/pachtfremde Elemente? Ist er als Vertrag eigener Art einzuordnen?2. Vermitteln Sponso-
ringverträge ein Nutzungsrecht im Sinne des § 8 Nummer 1 Buchst. f GewStG? Wurde 
durch den Sponsoringvertrag ein Abwehr- und ausschließliches Nutzungsrecht einge-
räumt? Fehlt es an einer Überlassung des Nutzungsrechts, wenn jede Ausübung dieses 
Rechts der vorherigen Zustimmung bedarf? 

 
 
 

 

GewStG § 8 Nr 1 Buchst e: 
Gewerbesteuer, Miete, Anlagevermögen, Hinzurechnung  

Bundesfinanzhof Az: III R 39/21  
Stellen die angemieteten Standplätze für mobile Verkaufsstände zur Erbringung von gast-
ronomischen Leistungen fiktives Anlagevermögen im Sinne von § 8 Nr. 1 Buchstabe e 
GewStG dar? Sind diese Standgebühren für kurzfristige Anmietungen im Rahmen der Er-
mittlung des Gewerbesteuermessbetrages hinzuzurechnen? 

 
 
 

 

GewStG § 8 Nr 1 Buchst e: 
Gewerbesteuer, Hinzurechnung, Anlagevermögen, Umlaufvermögen, Zuordnung  

Bundesfinanzhof Az: III R 35/21  
Handelt es sich bei Messeständen um Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, wenn sie 
im Eigentum des Mieters stehen? Ist die Frage nach der Eigentümerstellung der Zuord-
nung zum Anlage- oder Umlaufvermögen notwendig vorgeschalten? Kommt eine Hinzu-
rechnung im Fall einer kurzfristigen Nutzungsüberlassung in Betracht, wenn das gemie-
tete Wirtschaftsgut seiner Art nach zur dauernden Nutzung im Betrieb bestimmt ist? 

 
 
 

 

GlSpielG SH § 1: 
Abgabenhoheit, Abgrenzung, Ausland, Erhebung, Gesetzgebungskompetenz, Glücks-
spiel, Glücksspielabgabe, Internet, Online-Casinospiel, Schleswig-Holstein, Sport-
wette, Verfassung, Völkerrecht, Wohnort  

Bundesverfassungsgericht Az: 1 BvR 2469/21  
Zulässigkeit der Erhebung der Glücksspielabgabe nach dem Glücksspielgesetz Schles-
wig-Holstein 
--Verfassungsbeschwerde-- 
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KStG § 38 Abs 1: 
Körperschaftsteuererhöhung, Leistung, Genossenschaft  

Bundesfinanzhof Az: I R 37/21  
Wie ist das Tatbestandsmerkmal "Leistung" im § 38 Abs. 1 KStG im Falle der Herabset-
zung von Geschäftsguthaben einer Genossenschaft auszulegen? 

 
 
 

 

KStG § 8 Abs 3 S 2: 
Verdeckte Gewinnausschüttung, Sport  

Bundesfinanzhof Az: I R 40/21  
Sind die Finanzierung eines Nachwuchsleistungszentrums sowie die Ausgabe von Frei-
karten an Spieler des Nachwuchsleistungszentrums als verdeckte Gewinnausschüttungen 
zu qualifizieren? 

 
 
 

 

RennwLottG § 10 Abs 1: 
Aufwandsteuer, Bemessungsgrundlage, Besteuerung, Gesetzesvorbehalt, Gesetzge-
ber, parlamentarischer Gesetzgeber, Rechtsstaat, Rechtsverordnung, Sportwette, 
Sportwettensteuer, Veranstalter, Verkehrsteuer, Wette, Überwälzung  

Bundesverfassungsgericht Az: 1 BvR 2631/21  
Besteuerung von Sportwetten 
--Verfassungsbeschwerde-- 

 
 
 

 

RennwLottG § 17 Abs 2: 
Verfassung, Sportwette, Online-Casino, Sportwettenbesteuerung, Unionsrecht, Wette, 
Umsatzsteuer  

Bundesverfassungsgericht Az: 1 BvR 2470/21  
Keine Verfassungs- und Europarechtswidrigkeit der Besteuerung von Sportwetten 
--Verfassungsbeschwerde-- 

 


